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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Präsident Dr. Thienel, 

die Hofrätin Mag. Rossmeisel und den Hofrat Dr. Faber als Richter, unter 

Mitwirkung des Schriftführers Mag. Galesic, in der Revisionssache der X Y 

in Z, vertreten durch die RIHS Rechtsanwalt GmbH in 1010 Wien, 

Kramergasse 9/3/13, gegen das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts 

vom 17. Mai 2018, I412 2128443-1/15E, betreffend Angelegenheiten nach dem 

AsylG 2005 und dem FPG (belangte Behörde vor dem Verwaltungsgericht: 

Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl), den Beschluss gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Die Revisionswerberin, eine nigerianische Staatsangehörige, stellte am 

21. Jänner 2016 einen Antrag auf internationalen Schutz. Sie brachte vor, dass 

sie nach dem Tod ihres Vaters und ihrer Mutter von den beiden anderen 

Ehefrauen ihres Vaters misshandelt und bedroht worden sei. 

2 Mit Bescheid vom 25. Mai 2016 wies das Bundesamt für Fremdenwesen und 

Asyl den Antrag zur Gänze ab, erteilte der Revisionswerberin keinen 

Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen, erließ eine 

Rückkehrentscheidung und stellte fest, dass ihre Abschiebung nach Nigeria 

zulässig sei. Die Frist für die freiwillige Ausreise betrage zwei Wochen ab 

Rechtskraft der Rückkehrentscheidung. 

3 Mit dem angefochtenen Erkenntnis wies das Bundesverwaltungsgericht die 

gegen diesen Bescheid erhobene Beschwerde der Revisionswerberin nach 

Durchführung einer mündlichen Verhandlung mit einer hier nicht relevanten 

Maßgabe als unbegründet ab und sprach aus, dass die Revision gemäß 

Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig sei. 

4 Mit Beschluss vom 25. September 2018, E 2664/2018-7, lehnte der 

Verfassungsgerichtshof die Behandlung der gegen dieses Erkenntnis erhobenen 

Beschwerde gemäß Art. 144 Abs. 1 B-VG ab. Begründend führte der 

Verfassungsgerichtshof u.a. aus, dem Bundesverwaltungsgericht könne unter 

verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten nicht entgegengetreten werden, wenn 
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es auf Grund der Umstände des vorliegenden Falles davon ausgehe, dass das 

öffentliche Interesse an der Beendigung des Aufenthalts eines Fremden ohne 

Aufenthaltstitel das Interesse am Verbleib im Bundesgebiet aus Gründen des 

Art. 8 EMRK überwiege. Mit Beschluss vom 23. Oktober 2018, 

E 2664/2018-9, trat der Verfassungsgerichtshof die Beschwerde gemäß 

Art. 144 Abs. 3 B-VG dem Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung ab. 

5 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. 

6 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluss zurückzuweisen. 

7 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung 

der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch 

des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die 

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat 

der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision 

vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. 

8 Die Revision bringt zu ihrer Zulässigkeit vor, es fehle Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes zur Frage, ob die sich aus 

§ 55 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 durch die Bezugnahme auf das Modul 1 der 

Integrationsvereinbarung ergebende Wertung von Sprachkenntnissen „als 

wesentliches, hervorragendes Tatbestandsmerkmal“ für ein humanitäres 

Bleiberecht im Zuge der Prüfung der Zulässigkeit einer Rückkehrentscheidung 

iSd § 9 Abs. 3 BFA-VG „besonders bzw. mehr als andere 

Integrationsmerkmale“ iSd § 9 Abs. 2 BFA-VG zu berücksichtigen sei. 
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9 Nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist bei der 

Beurteilung der Frage, ob die Erlassung einer Rückkehrentscheidung einen 

unverhältnismäßigen Eingriff in die nach Art. 8 EMRK geschützten Rechte 

darstellt, unter Bedachtnahme auf alle Umstände des Einzelfalles eine 

gewichtende Abwägung des öffentlichen Interesses an einer 

Aufenthaltsbeendigung mit den gegenläufigen privaten und familiären 

Interessen des Fremden, insbesondere unter Berücksichtigung der in § 9 

Abs. 2 BFA-VG genannten Kriterien und unter Einbeziehung der sich aus § 9 

Abs. 3 BFA-VG ergebenden Wertungen, in Form einer Gesamtbetrachtung 

vorzunehmen (vgl. VwGH 4.8.2016, Ra 2015/21/0249; 22.02.2017, 

Ra 2017/19/0043; 5.12.2018, Ra 2018/20/0371; jeweils mwN). 

10 Die Revision behauptet eine „sehr gute sprachliche Integration der 

Revisionswerberin“. Damit entfernt sie sich aber von den Feststellungen des 

Bundesverwaltungsgerichts, wonach die Revisionswerberin, die lediglich über 

geringe Deutschkenntnisse verfüge, um eine Integration in sprachlicher, 

beruflicher und kultureller Hinsicht zwar bemüht sei, von einer nachhaltigen 

Verfestigung aber noch nicht gesprochen werden könne. Diesen Feststellungen 

tritt die Revision nicht entgegen. Die Entscheidung über die Revision hängt 

daher nicht von der Lösung der auf den Behauptungen der Revision 

aufbauenden Rechtsfrage ab. 

11 Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist eine 

unter Bedachtnahme auf die jeweiligen Umstände des Einzelfalls in Form einer 

Gesamtbetrachtung durchgeführte Interessenabwägung nach Art. 8 EMRK im 

Allgemeinen - wenn sie auf einer verfahrensrechtlich einwandfreien Grundlage 

erfolgt und in vertretbarer Weise im Rahmen der von der Rechtsprechung 

entwickelten Grundsätze vorgenommen wurde - nicht revisibel 

(vgl. VwGH 5.11.2018, Ra 2018/14/0166, mwN). Die Revision vermag nicht 

darzulegen, dass die Interessenabwägung, in welche die zuvor genannten 

Feststellungen des Bundesverwaltungsgerichts eingeflossen sind, fallbezogen 

unvertretbar wäre. 
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12 In der Revision werden sohin keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne 

des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. Die Revision 

war daher zurückzuweisen. 

W i e n ,  am 4. März 2019 

 


